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Wegen unzumutbarer Geräusch-Emissionen :

Frankreich stellt Weiterbetrieb von Windparks in Frage
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Überraschend hat Frankreichs Staatsrat am 8. März einer Klage des
Umweltschutz-Dachverbands „Fédération Environnement Durable“ (FED)
stattgegeben. Der Verband hatte moniert, dass die Umweltprüfung für
terrestrische Windparks gegen geltende Gesetze verstoße und Bürger durch
die Geräuschemissionen von Windkraftanlagen unzumutbar belästigt würden.

Der Klage des FED hatten sich 15 regionale Umweltschutzverbände und
Anti-Windkraft-Initiativen angeschlossen. Mit seinem Beschluss hat
Frankreichs höchstrichterliche Instanz die amtlichen Erlasse bezüglich
der Lärmschutzprotokolle für Windparks an Land für unzureichend und
gesetzeswidrig erklärt. Sämtliche Genehmigungen für bereits bestehende
Windkraftanlagen wurden infolgedessen annulliert.

In einer internationalen Presseerklärung gab der FED hocherfreut die
Entscheidung des Staatsrats bekannt. Die Entscheidung wird als
richtungweisend für die Energiepolitik Frankreichs aufgefasst. Die
Konsequenzen für bestehende und in Planung befindliche Windparks an Land
sind derzeit noch nicht abzusehen. Sie betreffen auch Fragen zur
Wirtschaftlichkeit vorhandener Windparks auf Grundlage neuer
Vorschriften.

Möglicherweise soll die im Nachbarland extrem unbeliebte Windenergie an
Land stark zurückgefahren werden. Das Urteil wirft auch ein Licht auf
die tiefe Kluft zwischen Deutschland und Frankreich hinsichtlich der
Bürgerrechte und des Umweltschutzes. Diese Rechte wurden zuletzt in
Deutschland im Zuge des Ausbaus der Windenergie in jedem Jahr, mit jeder
Überarbeitung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), weiter
beschnitten. Stattdessen wurden die Rechte der Windkraft-Investoren und
-Unternehmen gestärkt, desgleichen die Rechte der Gemeinden und
Landkreise. Diese dürfen die Geldangebote der Windkraft-Investoren als
„Preis“ für die Genehmigung zum Bau neuer Windparks annehmen, selbst
wenn eine Mehrheit der Einwohnerschaft diese Vorhaben strikt ablehnt.
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Bedenklich ist, dass Deutschlands Leitmedien den aufsehenerregenden
Urteilsspruch ignorieren. Hierzulande hätte eine derartige Klage keine
Chance, auch weil sich der Umweltverband NABU immer seltener auf die
Seite der Bürger stellt, selbst wenn es um den Schutz der Wälder und

intakter Ökosysteme geht.

Lediglich das Portal „de.dayfr.com“ informierte über das Urteil des
französischen Staatsrats und verwies auf die Unterschiede zwischen
Deutschland und Frankreich hinsichtlich der Bürgerrechte: „Insgesamt
beobachten wir ein staatliches Bewusstsein für die Windverschmutzung.
Ganz klar: Diese Entscheidung des Staatsrates ist ein Rückschlag für die
Windenergielobby! ‚Mit seiner Entscheidung machte der Staatsrat das von
Windenergieunternehmern selbst entwickelte Protokoll zur Messung der
Lärmbelästigung durch Windkraftanlagen überflüssig‘, erklärt Fabien
Bouglé, führende Persönlichkeit der Gegner der Entwicklung dieser
Energie. Mit anderen Worten: Anwohner, die Opfer der Lärmbelästigung
durch Windkraftanlagen sind, verfügen (in Frankreich) über ein besseres
gesetzgeberisches Arsenal, um sich vor dem Staat Gehör zu verschaffen.“
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Freiflächen-Photovoltaikanlagen (PV FFA) wurden bis vor wenigen Jahren
nur auf minderwertigen Böden angelegt, um Natur und Landwirtschaft
möglichst wenig zu beeinträchtigen. Im Zuge des politisch getriebenen
rasanten Ausbaus der Photovoltaik (PV) beanspruchen Investoren in den
Gemeinden und Landkreisen für ihre Planungen aufgrund der geänderten
Gesetzgebung durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) auch immer
mehr fruchtbares Ackerland. Was durch strenge Gesetzesvorschriften
ursprünglich ausgeschlossen war, scheint jetzt politisch erwünscht zu
sein. Das Drängen der Bundesregierung und der Solarbranche bewirkte
desgleichen einen Trend zu Giga-Anlagen auf bis zu 180 Hektar Fläche. In
raschem Tempo werden den Ökosystemen und der landwirtschaftlichen
Produktion durch PV FFA immer größere Flächen entzogen. In riskanter
Weise wurde eine scharfe Konkurrenz um verfügbares Agrarland mit einer
Wettbewerbsverzerrung zulasten der Erzeuger von Lebensmitteln
losgetreten. Pachtgebote der Solarinvestoren von mehr als 2500 Euro je
Hektar pro Jahr – in Österreich sogar bis 5000 Euro – stehen
Pachtpreisen für Acker- und Grünland von 200 bis 400 Euro je Hektar
gegenüber.

Eldorado für Glücksritter

Um die Situation zu entschärfen, fördern Bund und Länder das Modell
Agri-Photovoltaik (Agri-PV), also die Doppelnutzung von Ackerböden
sowohl für Photovoltaik als auch für die landwirtschaftliche Produktion.
Seit 2021 hat die Bundesregierung mehrere Millionen Euro an
Fördermitteln für die Forschung zu Agri-PV bereitgestellt sowie für
Subventionen bei Inanspruchnahme dieses Modells. Agri-PVA sind über das
EEG 2023 auf allen Ackerflächen, Flächen mit Dauerkulturen und
Grünlandflächen förderfähig. Bei Ackerland muss die Nutzung durch PV auf
15 Prozent der Fläche beschränkt sein. Landwirte können für den mit PV
kombinierten Feldbau eine Förderung gemäß der Gemeinsamen Agrarpolitik
(GAP) beantragen. Jedoch entstehen bei Agri-PV etwa fünfmal höhere
Anschaffungskosten für die Solarindustrieanlagen, während die Erträge
der Stromerzeugung wegen der reduzierten Nutzungsfläche wesentlich
geringer ausfallen. Bei einer 2022 in Betrieb genommenen Agri-PV-
Versuchsanlage auf einem Hektar in Lüchow im Kreis Lüchow-Dannenberg in
Niedersachsen beliefen sich die Kosten für die PV-Anlagen auf 1,4
Millionen Euro. Ein Drittel davon kam vom Bundesumweltministerium.
Aufgrund der Rahmenbedingungen ist anzunehmen, dass Agri-PV eher eine
Nischenlösung für einzelne landwirtschaftliche Betriebe bleiben wird.

Ein Beispiel aus Sachsen zeigt, dass die geänderten Gesetzesvorschriften
Glücksritter auf den Plan rufen. Bei der Gemeinde Königshain im
Landkreis Görlitz hat ein Solarprojektierer aus Schweinfurt den Plan für
eine PV-Anlage über eine Fläche von insgesamt 170 Hektar Land
vorgestellt, etwa 135 Fußballfeldern entsprechend. Ein Investor, der
namentlich nicht genannt werden will, lockt die Gemeinde mit hohen



Geldsummen. Die beanspruchten Flächen werden hauptsächlich
landwirtschaftlich genutzt und gehören etwa 40 Eigentümern. Von einem
möglichen zweistelligen Millionenbetrag an Gewerbesteuern und jährlich
200.000 Euro aus dem Stromertrag ist die Rede, gerechnet über einen
Zeitraum von 30 Jahren. Bislang gibt es jedoch noch nicht genug
Photovoltaikanlagen, die länger als 20 Jahre in Betrieb sind und eine so
lange Lebensdauer bestätigen. Der Investor lehnt Agri-PV ab, weil die
Stromerträge dann um zwei Drittel reduziert würden, wie der
Geschäftsführer des Solarprojektierers erklärte. Einwendungen gegen das
Vorhaben begegnete der Unterhändler des Investors mit dem absurden
Argument: „Wir haben keine Ernährungskrise, sondern eine Energienot.“

Agri-Photovoltaik ist keine Lösung

Agri-PV kann keine Lösung des Dilemmas der konkurrierenden Nutzung von
fruchtbarem Ackerland sein. Derweil steht eine dringend notwendige,
ergebnisoffene Forschung zu den Auswirkungen einer langjährigen
Versiegelung unterschiedlicher Bodentypen durch PV FFA nicht auf der
politischen Agenda, obwohl die Regierung aufgrund des Vorsorgeprinzips
dazu verpflichtet ist. Infolge der Überdachung und Verschattung durch
die Solarmodule zieht sich das Bodenleben insbesondere von humusarmen,
austrocknenden Ackerböden tief in die Erde zurück oder stirbt ab. Eine
dauerhafte Bewässerung von bewirtschafteten Flächen unter PV-Modulen hat
ebenfalls gravierende Folgen: Die Böden versalzen und können ihre
Fruchtbarkeit verlieren. Die Politik muss handeln: Die rasant zunehmende
Fremdnutzung von Ackerland durch PV FFA stellt eine schleichende
Bedrohung für Quantität und Qualität der landwirtschaftlichen Nutzfläche
dar. Ohne gesunde Böden kann keine gute Nahrung produziert werden.
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Nicht nur gestiegene Strompreise, hohe Heizkosten, die
CO₂-Abgabe und die Erhöhung des Mindestlohns

setzen den Betrieben zu.
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Die Energiekrise trifft Gärtnereien besonders hart. Stark gestiegene
Strompreise, hohe Heizkosten und die CO₂- Abgabe machen einer Branche zu
schaffen, die seit Jahren einem Preisdruck von allen Seiten ausgesetzt
ist. Außer den gestiegenen Energiepreisen sorgen höhere Lohnkosten in
Kombination mit höheren Preisen für Pflanzsubstrate, Dünger und
Kulturtöpfe für Kostendruck. Beim Blumenfachhandel kommt die Konkurrenz
durch Discounter, Baumärkte und andere Billiganbieter sowie durch den
Online- Handel hinzu. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung haben
Pflanzbetriebe immer weniger Handlungsspielraum. Betriebsschließungen
sind die Folge und damit der Rückgang der Vielfalt zugunsten billiger
Importware aus Monokulturen. Da die ersten drei Monate des Jahres
besonders heizintensiv sind, kultivieren manche Betriebe mit etwas
niedrigeren Temperaturen. Sie stellen ihr Sortiment um auf eher
kältebeständiges Gemüse wie Salat und säen später. Andere Gärtnereien
haben die Anzahl der Pflanzen reduziert, um einzelne Gewächshäuser nicht
heizen zu müssen. Die seit Jahren schwierige Situation wurde durch die
massiv gestiegenen Energiekosten für viele Betriebsinhaber untragbar,
wie aus Branchenkreisen mitgeteilt wird. Landesweit gaben vermutlich
noch nie so viele Pflanzbetriebe ihr Geschäft auf wie 2022 und 2023.
Genaue Angaben zu den Betriebsaufgaben liegen nicht vor, wohl aber eine
große Zahl von Einzelmeldungen. So schlossen Mitte letzten Jahres die
beiden letzten produzierenden Gärtnereien in Bremerhaven. Aufgrund der
derzeitigen Kaufzurückhaltung und stetig erhöhter Gaspreise konnten die
Inhaber nicht mehr rentabel produzieren.

Preisdruck von allen Seiten 

Bei den Obstbauern kommt zu den Energiekosten für die Kühlung der
Lagerhäuser noch eine erhebliche Mehrbelastung durch die Erhöhung des
Mindestlohns auf 12 Euro hinzu. Im Alten Land südlich der Elbe in der
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Elbmarsch liegt auf Hamburger Gebiet und in Niedersachsen das größte
geschlossene Obstanbaugebiet Europas. Von 2012 bis 2017 vergrößerten die
Obstbauern im Alten Land aufgrund der guten Geschäftslage ihre
Anbaufläche mit Äpfeln, Birnen und anderem Baumobst. Auf neun Zehntel
der Anbaufläche im Alten Land werden Äpfel angebaut. Wegen der seit 2021
mit Beginn der Corona- Epidemie stark gestiegenen Lohn- und
Energiekosten ist die Stimmung der Obstbauern mittlerweile schlecht. Sie
besitzen große Lagerhallen, in denen die Äpfel auf drei Grad gekühlt
werden, damit sie sich bis zum nächsten Frühjahr halten. Seit die
Gaspreise explodiert sind, lassen sich die Energiekosten kaum noch mit
den Erträgen aus Obst und Gemüse decken. Von den Gesamtkosten entfallen
sechs Zehntel auf den Energiebedarf, ein Viertel auf das Personal und
davon knapp die Hälfte auf den Mindestlohn der Saisonarbeiter. In
Deutschland werden die Äpfel per Hand gepflückt. Infolgedessen hat die
hiesige Ware keine Chance auf dem Weltmarkt. Die Landwirte können ihre
Ware aber nicht zu Weltmarktpreisen verschleudern. Hinzu kommt nach
Angaben des Landvolks Niedersachsen eine extreme Kaufzurückhaltung der
Verbraucher. 2022 wurde im Alten Land erstmals ein größerer Teil der
Äpfel nicht geerntet. „Bei jedem Kilogramm, das ich aufsammle, würde ich
Geld verbrennen“, erklärte ein Mann vom Landvolk laut einem Bericht der
„taz“. Vor dem Hintergrund der Welternährungssituation sei das ein
Frevel. Der Strukturwandel werde sich deutlich beschleunigen. Weitere
Betriebe würden sich aus dem Geschäft zurückziehen.

Kaufzurückhaltung der Verbraucher 

Einen Großteil der Ware importiert der deutsche Blumengroßhandel aus den
Niederlanden. Doch auch im Nachbarland fordert die Energiekrise mit
hohen Gasund Strompreisen sowohl auf dem Sektor des Zierpflanzenbaus als
auch bei Obst und Gemüse ihren Tribut. Die Niederlande haben sich wie
Deutschland der sogenannten Transformation verpflichtet. Beim Gaspreis
gehört das Land zu den EU-Spitzenreitern, während es bei den
Strompreisen im Mittelfeld liegt. Kleine und mittlere Unternehmen zahlen
in der Regel den vollen Preis für ihren Gas- und Stromverbrauch. Trotz
energiesparender Anbaumethoden setzte sich 2023 der Rückgang der Erträge
beim Gewächshausanbau fort, was auf die hohen Energiepreise
zurückgeführt wird. Damit verknappte sich das Angebot für Gemüse, und
die Preise bleiben auch für deutsche Verbraucher weiterhin hoch. Die
gesamtwirtschaftliche Bedeutung sowohl des Gemüseanbaus als auch der
Blumenzucht für die Niederlande ist enorm. Lobbygruppen fordern
gemeinsam von der Politik eine Problemlösung, indem sie einen stabilen
Gaspreis garantiert.
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In vielen Teile der Welt sucht die Bundesregierung nach
Partnern für ihre Energiewende. Doch an immer mehr Orten
wächst der Widerstand gegen ökologisch und wirtschaftlich

zweifelhafte Mammutprojekte

===========

Deutschland und die meisten übrigen EU-Länder sowie Norwegen haben sich
für eine Wasserstoffwirtschaft als wichtigen Baustein auf ihrem
nationalen Pfad der Transformation zu einer sogenannten klimaneutralen
Energieversorgung entschieden. Jedoch hat sich kein Land außer
Deutschland für den problembehafteten, teuersten und für eine Anwendung
in größerem Umfang noch unerprobten Energieträger Wasserstoff als
Kernelement seines zukünftigen Energiesystems entschieden. Mit Unmengen
an Wasserstoff-Importen aus Ländern überwiegend im globalen Süden will
Deutschland seine Energiewende fortsetzen. Projekte zur Herstellung in
Lateinamerika, dem arabischen Raum und Afrika laufen auf Hochtouren.

Zugleich wird der Aufbau einer inländischen Wasserstoff-Wirtschaft
vorangetrieben. Zwar hält eine neue Analyse der EU-Kommission die
Elektrolyse von Wasserstoff in Deutschland auch langfristig für
unwirtschaftlich. Dennoch sehen Experten des Fraunhofer-Instituts, des
Reiner Lemoine Instituts und des Dienstleisters Infracon Infrastruktur
Service künftige „Kraftzentren“ für die Produktion von „regenerativ“
erzeugtem Wasserstoff in der Uckermark und der Lausitz. Woher soll aber
das für die Elektrolyse benötigte hochreine Wasser kommen? Immer mehr
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Regionen in Deutschland leiden seit etwa 17 Jahren, wohl nicht zufällig
parallel zum fortgesetzten Ausbau der Windenergie, zunehmend unter
Wasserknappheit.

Doch dafür haben die Experten eine Lösungsidee: Abwasser, das bei der
Aufbereitung von Hüttengasen bei der Stahlproduktion zurückbleibt. In
der Uckermark könne es ausreichend Wasser für die Wasserstoff-Industrie
geben, wenn die PCK-Raffinerie in Schwedt kein Benzin und keinen Diesel
mehr herstelle. Dann werde Wasser frei für die Produktion von
Wasserstoff. Jedoch: „In den Plänen des Landes Brandenburg tauchen
Schätzungen zum höheren Wasserbedarf nicht auf. Scheut sich die Politik,
diese Rechnung aufzumachen?“, fragten Autoren des „Freitag“ im März
2023.

Menschen brutal vertrieben

Die Sorgen im Kanzleramt und im Wirtschaftsministerium wegen möglicher
Notlagen bei der Energieversorgung müssen groß sein. So erklärt sich,
dass Bedenken hinsichtlich sicherheitspolitischer Risiken und
Menschenrechtsverletzungen in den kooperationswilligen Ländern nicht
öffentlich angesprochen werden. Deutschland sagte bisher für den Aufbau
einer „grünen“ Wasserstoffwirtschaft und geeigneter Hafenanlagen für den
Wasserstoff-Export Milliardeninvestitionen für Mexiko, Uruguay, Kanada,
Namibia und Südafrika zu. Weitere Wasserstoff-Partnerschaften wurden
innerhalb von kaum zwei Jahren mit Australien, Chile, Angola, Ägypten,
Marokko, Mauretanien, Niger und Saudi-Arabien eingeleitet. Bundeskanzler
Olaf Scholz will auch Nigeria in die bunte Palette von bereits mehr als
einem Dutzend Wunschlieferanten des „grünen“ Wasserstoffs aufnehmen.

Zu Deutschlands Kooperationspartnern zählt das autokratische Regime von
Saudi-Arabien. Das Land will weltgrößter Hersteller von „grünem“
Wasserstoff werden. Die Pläne stehen im Zusammenhang mit dem
umstrittenen Bau der Megacity „Neom“ im Nordwesten der saudi-arabischen
Wüste, gelegen inmitten einer „Wirtschaftszone“ gleichen Namens am Golf
von Akaba und am Roten Meer.

Dort soll der Wind- und Solarstrom für die auch „The Line“ genannte
Planstadt auf schätzungsweise 30.000 Quadratkilometern erzeugt werden.
Der Entwurf zeigt ein schnurgerades, 170 Kilometer langes Bauwerk aus
Wolkenkratzern mit verspiegelten Fenstern. 500 Meter hoch und 200 Meter
breit, soll die futuristische Wüstenstadt bis zur Fertigstellung 2045
Wohnraum für neun Millionen Menschen bieten.

Unter dem Titel „Auf saudischem Blut aufgebaut“ berichtete die
„Tagesschau“ im vergangenen November über die Vertreibung und
zwangsweise Umsiedlung von mindestens 28.000 Beduinen aus drei Dörfern,
um Platz für die Stadt der Zukunft zu schaffen. Bereits vor mehr als
einem Jahr hatte die „taz“ über die Vertreibung, Verfolgung und
Schikanierung von 150 Einwohnern seit 2020 berichtet, die teilweise
gewaltsam aus ihren Häusern geholt und 200 Kilometer weit ins Inland



deportiert wurden.

Mindestens fünf Männer, die sich geweigert hatten, ihre Häuser zu
verlassen, sollen angegriffen und getötet oder zum Tode verurteilt und
hingerichtet worden sein. In 50 Fällen sollen lange Haftstrafen verhängt
worden sein. Menschenrechtsgruppen hatten von den Beratungsunternehmen
für „Neom“ gefordert, die Zusammenarbeit auszusetzen.

Der Hafenort Maqna am Golf von Akaba ist Ausgangspunkt von „The Line“.
Nachdem die Einwohner deportiert waren, begann hier der Bau des derzeit
weltgrößten Zentrums für „grünen“ Wasserstoff namens „Helios“.
Deutschland hat das Projekt mit einer Hermes-Bürgschaft in unbekannter
Höhe abgesichert und fördert die Begleitforschung.

„Ökologisch verheerend“

Gebaut wird die Mega-Anlage von der deutschen ThyssenKrupp-Tochter
Nucera gemeinsam mit Air Products aus den USA, einem Hersteller von
Industriegasen. Nucera hat seither seinen Umsatz vervielfacht und
erzielte beim Börsengang im Juli dieses Jahres 500 Millionen Euro. Im
September stieg das Unternehmen in den S-DAX auf. Der Wind- und Solar-
Strom für die Anlagen zur Meerwasserentsalzung und für die Produktion
von Wasserstoff und Ammoniak kommt aus der „Wirtschaftszone“. Die
Bundesregierung will ihre Beteiligung an dem Projekt trotz der schweren
Menschenrechtsverletzungen nicht aufgeben. „Die Wasserstoff-Kooperation,
die dort stattfindet, ist ökologisch wie menschenrechtlich verheerend“,
sagt dagegen Franziska Müller, Juniorprofessorin für Klimapolitik an der
Universität Hamburg: „Der grüne Wasserstoff wird, um es plakativ
auszudrücken, mit Blut bespritzt.“ Die Bundesregierung solle sich daraus
zurückziehen.

Scharfe Kritik in Namibia

Der Wasserstoff-Experte Tobias Heindl ist laut dem TV-Magazin „Fakt“ aus
dem Projekt „Helios“ ausgestiegen. Er ist jetzt Mitarbeiter bei dem
deutsch-namibischen Wasserstoffprojekt „Hyphen Hydrogen Energy“, einem
Joint Venture des brandenburgischen Energieunternehmens Enertrag und der
britischen Nicholas Holdings (die PAZ berichtete). Die Wasserstoff-
Fabrik einschließlich gigantischer Windparks und Photovoltaikanlagen
soll am Hafen der Kleinstadt Lüderitz und südlich davon im Tsau/Khaeb-
Nationalpark der Namib-Wüste auf rund 2000 Quadratkilometern realisiert
werden. Wasserstoff, der im Inland für die Stromerzeugung nicht
gebraucht wird, soll laut Plan nach Deutschland und Europa exportiert
werden.

Doch in Namibia gibt es eine aufmerksame Zivilgesellschaft. Deren
Vertreter äußerten jüngst über das Medienportal „africanarguments.org“
scharfe Kritik an der geplanten Natur- und Umweltzerstörung für die
Erzeugung des als „grün“ deklarierten Wasserstoffs im Schutzgebiet
Tsau/Khaeb. „Wir werden in einem gemeinschaftlichen Aufruf an den
Präsidenten die Veröffentlichung aller Einzelheiten der im März



unterzeichneten Vereinbarung der Regierung (mit Hyphen) einfordern.
Geheimniskrämerei öffnet Türen und Tore für Korruption“, erklärte der
Bürgerrechtler Graham Hopwood, Direktor des Institute of Public Policy
Research (IPPR) während einer Diskussion in Windhoek über das Vorhaben
Anfang November vergangenen Jahres.

Der Biologe Jean-Paul Roux äußerte bei dem Gespräch in der namibischen
Hauptstadt große Sorge: „Die Halbinsel Lüderitz grenzt im Süden an Angra
Point, ein einzigartiges Ökosystem im südlichen Afrika. Der Tsau/Khaeb-
Nationalpark ist einer der großen Biodiversitäts-Hotspots im südlichen
Afrika. In der trockenen Sommersaison sieht die Landschaft öde und
leblos aus. Der Winterregen bringt jedoch eine Explosion seltener
Pflanzen hervor, manche davon bis zu 90 Jahre alt und endemisch. Man
findet hier 1000 verschiedene Pflanzenarten auf einem einzigen
Quadratkilometer.“

Viele der Anwesenden bei der Windhoeker Diskussionsrunde beschäftigte
die Frage: „Wer profitiert eigentlich von der unvermeidbaren Zerstörung
eines einzigartigen Ökosystems und der Lebensart einer Kleinstadt wie
Lüderitz?“ Aus Lateinamerika kommt aus akademischen Kreisen ebenfalls
vernichtende Kritik an den Projekten für angeblich „nachhaltig“
erzeugten Wasserstoff, die westliche Länder mit großen Geldversprechen
in den globalen Süden auslagern wollen.

„Vermeintlich nachhaltig“

In seiner Untersuchung „Sieben kritische Punkte des grünen Wasserstoffs“
schreibt der Soziologe Daniel Pena von der „Koordinierungsgruppe für das
Wasser“ in Uruguay: „Sie bezeichnen sich selbst als ,grün‘ und betonen
damit den ,nachhaltigen‘ oder ,ökologischen‘ Charakter der neuen
Energiewelle. Eine sinnvolle, tiefgreifende und wissenschaftliche
Umweltanalyse dieser vermeintlich nachhaltigen Alternativen muss aber
den gesamten ‚Produktlebenszyklus‘ berücksichtigen. Auch seine Risiken
und Nachteile – und nicht nur die Möglichkeit, ein Endprodukt ohne CO₂-
Gehalt herzustellen.“ Pena bringt die ausgeblendeten Aspekte auf den
Punkt: „Elektrolysetechniken sind das Herzstück der ,grünen‘
Wasserstoffindustrie. Diese Geräte ermöglichen die Aufspaltung des
Wassermoleküls durch elektrischen Strom in Wasserstoff- und Sauerstoff-
Moleküle. Allerdings verwenden Elektrolyseanlagen mit ihren Elektroden
diverse Mineralien wie Stahl und Nickel, deren Gewinnung ebenfalls mit
sehr hohen Umweltschäden und sozialen Problemen verbunden ist. Die
Metalle kommen vor allem in Russland, Indien, den Philippinen und
Australien vor. Sogenannte PEM-Elektrolyseanlagen nutzen für die
Aufspaltung des Wassers Platin und Iridium an den Elektroden, neben den
Polymerelektrolytmembranen (PEM). Russland ist mit einem Anteil von 13
Prozent am Gesamtangebot der zweitgrößte Platinlieferant für Europa und
die Welt, nach dem weltweit größten Lieferanten Südafrika.“

Sorge ums seltene Balsaholz



Aus diesen Fakten zieht der uruguayische Soziologe den Schluss: „Jeder
mag sich selbst vorstellen, wie eine Gegend aussieht, die komplett
flächendeckend mit Windrädern und Solarpaneelen in eine Industriebrache
umgewandelt wird und welche Auswirkungen die Installationen auf die
Natur und die klimatischen Verhältnisse dieser Regionen hätten. Es ist
auch mehr als fraglich, ob andere Länder ihre Landschaften derartig
verschandeln werden, um für die deutsche Energiewende ,grünen‘
Wasserstoff zu produzieren. Von den Kosten gar nicht zu reden. Ein
Innenteil der Rotorblätter der Windkraftwerke wird aus dem besonders
leichten Balsaholz gefertigt, dessen Weltvorkommen zu 75 Prozent im
Nationalpark Yasuní in Ecuador beheimatet sind. Wo bleiben die Rechte
der Zivilgesellschaft und deren Entscheidungsbefugnis über die
Platzierung dieser ,grünen‘ Industrieanlagen in ihren unmittelbaren
Lebensbereichen ?“
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Während immer lauter von steigender Hitze die Rede ist,

deuten reale Messwerte in die entgegengesetzte Richtung

==========

Die Klimahysterie hat auch 2023 wieder ein erhebliches Stück zugenommen.

https://www.preussische-allgemeine.de/
https://eike-klima-energie.eu/2023/12/09/2023-das-jahr-der-kaelterekorde/


So proklamierte UN-Generalsekretär António Guterres im Juni das Ende der
„Globalen Erwärmung“ und den Beginn der Ära der „Globalen Verkochung“
(Global Boiling). Außerdem lief Anfang November auch der von der EU-
Kommission verwaltete Copernicus Climate Change Service (C3S) zu großer
Form auf: Der Oktober dieses Jahres sei der wärmste seit Beginn der
Messungen gewesen und 2023 „das wärmste Jahr der vergangenen 125.000
Jahre“.

Dabei blieben drei entscheidende Dinge unberücksichtigt.

Zum Ersten basiert die Aussage von dem einzigartig heißen Jahr 2023
nicht auf realen Messdaten, sondern auf Computermodellen, deren völlige
Unbrauchbarkeit immer deutlicher zutage tritt. Zum Zweiten ist die Zahl
der Messstationen, welche sich in der Nähe wärmespeichernder oder
wärmeproduzierender Objekte befinden, extrem gewachsen. Beispielsweise
erfüllen nun schon 96 Prozent der 8700 Messstationen des US-
Wetterdienstes nicht mehr die Vorgaben für eine „akzeptable und
unverfälschte“ Datengewinnung, was kein Zufall sein dürfte. Und zum
Dritten ignoriert die Katastrophenberichterstattung auch den Umstand,
dass man 2023 an vielen Punkten der Erde ungewöhnlich niedrige
Temperaturen oder gar neue Kälterekorde registriert hat.

So wurden am 14. Januar im sibirischen Tongulakh minus 62,4 Grad Celsius
gemessen – so kalt war es dort seit 29 Jahren nicht mehr gewesen. Kurz
darauf, am 4. Februar, fiel das Quecksilber in Halifax an der Ostküste
Kanadas auf 25,6 Grad unter Null. Dieser Wert lag 1,2 Grad unter dem
bisherigen Kälterekord von 1971. Am selben Tag herrschte auf dem Gipfel
des 1917 Meter hohen Mount Washington im US-Bundesstaat New Hampshire
bei minus 43,9 Grad Lufttemperatur und Windgeschwindigkeiten von bis zu
156 Stundenkilometern eine gefühlte Temperatur von minus 77,8 Grad, was
ein neuer Rekord für das gesamte kontinentale Gebiet der Vereinigten
Staaten war. Und auch in Boston gab es am 4. Februar massiven Frost.
Hier maß man erstmals seit 1957 minus 23 Grad.

Am 18. Februar zeigten die Thermometer mitten im südamerikanischen
Sommer in ganz Paraguay nur zwischen 7,7 und 16 Grad Plus. Und beinahe
wäre auch der nationale Kälterekord für Februar von 7,0 Grad geknackt
worden. Dann wiederum bescherte die Nacht vom 7. zum 8. März den
Bewohnern der schottischen Highlands eisige Temperaturen von bis zu
minus 15,2 Grad – der niedrigste Wert seit 2010.

Im Mai setzte der Winter in der Antarktis fast drei Monate zu früh ein
und sorgte für Kälteeinbrüche von bis zu minus 75 Grad, welche im
Südpolarbereich eigentlich erst Ende Juli/Anfang August auftreten. Am 1.
Juni wurde in Finnland die niedrigste bislang gemessene Juni-Temperatur
registriert, nämlich minus 7,7 Grad. Ähnlich eisig war es zuletzt 1962
gewesen. Und im selben Monat erlebten dann auch große Teile von
Australien eine Kälte ohnegleichen, wobei die 1,8 Grad plus in Sydney
vom 19. Juni nun der neue lokale Kälterekord sind.



W.K.
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